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1. Jahresabschluss der Kommunalbetriebe Emmerich am Rhein zum 31.12.2014 
mit Bestätigungsvermerk der Gemeindeprüfungsanstalt NRW 

1. Feststellung des Jahresabschlusses 2014 

Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein hat in seiner Sitzung am 15.09.2015 den 
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Jahresabschluss der Kommunalbetriebe Emmerich am Rhein zum 31.12.2014 nebst 
Lagebericht festgestellt. 

Darüber hinaus wurde in der gleichen Sitzung vom Rat der Stadt Emmerich am Rhein 
bezüglich der Gewinnverwendung beschlossen, dass 

a) ein Betrag in Höhe von 981.732,00 € im Rahmen der Eigenkapitalverzinsung an die Stadt 
Emmerich am Rhein abzuführen ist und 
b) ein Betrag in Höhe von 423.835,68 € in die allgemeine Rücklage einzustellen ist. 

Der Jahresabschluss und der Lagebericht der Kommunalbetriebe Emmerich am Rhein zum 
31.12.2014 liegen im Betriebsgebäude der Kommunalbetriebe Emmerich am Rhein, Blackweg
40, Zimmer 13, in 46446 Emmerich am Rhein während der Öffnungszeiten (Mo. – Mi. und Fr. 
8:30 – 12:00 Uhr, Do. 14:00 – 18:00 Uhr) zur Einsichtnahme aus. 

2. Bestätigungsvermerk der Gemeindeprüfungsanstalt NRW: 

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Abschlussprüfer des Betriebes 
Kommunalbetriebe Emmerich am Rhein. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31.12.2014 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft EversheimStuible Treuberater 
GmbH, Düsseldorf, bedient.  

Diese hat mit Datum vom 03. Juni 2015 den nachfolgend dargestellten uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt. 

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung 
sowie Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
Kommunalbetriebe Emmerich am Rhein - eigenbetriebsähnliche Einrichtung 
,Emmerich am Rhein, für das Wirtschaftsjahr vom 01. Januar bis 31. Dezember 2014 
geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung  von Jahresabschluss und Lagebericht nach den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden landesrechtlichen 
Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen liegen in der Verantwortung der 
Betriebsleitung der Einrichtung. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und § 106 GO NW unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den 
Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch 
den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich 
auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der 
Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit  und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Einrichtung sowie die Erwartungen über mögliche 
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in 
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben 
beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung sowie die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Wir sind der Auffassung, 
dass unsere Prüfung hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
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Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht 
der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften sowie den Regelungen der 
Betriebssatzung und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Einrichtung.  Der Lagebericht steht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Einrichtung und 
stellt die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft EversheimStuible 
Treuberater GmbH ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird vollinhaltlich übernommen. Eine 
Ergänzung gemäß § 3 der Verordnung über die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei 
Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrichtungen (JPA DVO) ist aus Sicht der GPA NRW 
nicht erforderlich. 

Herne, den 23.10.2015 

Gemeindeprüfungsanstalt NRW 
Abschlussprüfung – Beratung - Revision 
gez. Im Auftrag 
Helga Giesen 

46446 Emmerich am Rhein, im Oktober 2015 

Gruyters 
Betriebsleiter 

2. 	 Bekanntmachung der Bezirksregierung Düsseldorf – Flurbereinigungsbehörde 
Vereinfachte Flurbereinigung Deich Praest - Teilgebiet B - Az.: 33 - 16 02 4.2 
Vorläufige Besitzeinweisung  

Vorläufige Besitzeinweisung 

In dem vereinfachten Flurbereinigungsverfahren Deich Praest - Teilgebiet B -  wird hiermit 
gem. § 65 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) die vorläufige Besitzeinweisung angeordnet. 
Die Überleitungsbestimmungen vom 09.11.2015 sind Bestandteil dieses Verwaltungsaktes. 

1. 	 Diese vorläufige Besitzeinweisung wird mit dem 01.01.2016 wirksam (Stichtag der 
Wertgleichheit gemäß § 44 Abs. 1 Satz 4 FlurbG). Abweichend von diesem allgemeinen 
Stichtag gehen zu den in den Überleitungsbestimmungen bestimmten Zeitpunkten der 
Besitz, die Verwaltung und die Nutzung der neuen Grundstücke auf die in den 
Nachweisen zur neuen Feldeinteilung benannten Empfänger über. Die bisherigen Besitz-, 
Verwaltungs- und Nutzungsrechte an den alten Grundstücken erlöschen zu den in den 
Überleitungsbestimmungen angegebenen Zeitpunkten. Dann müssen anstelle der alten 
Grundstücke die neuen Grundstücke in Bewirtschaftung genommen werden. 

Sonstige Rechtsverhältnisse, insbesondere Eigentumsrechte, bleiben unverändert. 
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2. 	 Die vorläufige Besitzeinweisung mit Gründen, die Überleitungsbestimmungen und die 
Karte der neuen Feldeinteilung liegen zur Einsichtnahme für die Beteiligten vom 
07.12.2015 bis zum 18.12.2015 aus 

•	 bei der Stadtverwaltung Emmerich am Rhein, Geistmarkt 1, 46446 Emmerich 
am Rhein, Zimmer 206 (2. OG Altbau), montags bis mittwochs und freitags in der Zeit 
von 08:30 bis 12:00 Uhr und donnerstags in der Zeit von 14:00 bis 18:00 Uhr, 

•	 bei der Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 33, Croonsallee 36 – 40, 41061 
Mönchengladbach, Zimmer 313, montags bis freitags in der Zeit von 08:30 bis 12:00 
Uhr und von 14:00 bis 15:30 Uhr (Terminabsprache wird empfohlen). 

Den Beteiligten wird auf Antrag an Ort und Stelle die neue Feldeinteilung erläutert. Der 
Antrag ist an die Flurbereinigungsbehörde zu richten. 

3. 	Pachtverhältnisse und sonstige Besitzrechte gehen auf die neuen Grundstücke über. 
Innerhalb einer Frist von drei Monaten können bei der Flurbereinigungsbehörde folgende 
Festsetzungen beantragt werden: 

3.1 Angemessene 	Verzinsung einer eventuell vom Eigentümer zu leistenden 
Ausgleichszahlung für eine dem Nießbrauch unterliegende Mehrzuteilung durch den 
Nießbraucher (§ 69 Satz 2 FlurbG). 

3.2 Erhöhung oder Minderung des Pachtzinses oder anderweitiger Ausgleiche infolge 
eines eventuellen Wertunterschiedes zwischen dem alten und neuen Pachtbesitz 
(§ 70 Abs. 1 FlurbG) 

3.3 Auflösung	 des Pachtverhältnisses infolge wesentlicher Erschwernisse der 
Bewirtschaftung des neuen Pachtbesitzes (§ 70 Abs. 2 FlurbG). 

Die Anträge zu 3.1 und 3.2 können von beiden Vertragspartnern, der Antrag zu 3.3 kann 
nur vom Pächter gestellt werden (§ 71 FlurbG). Die Frist beginnt mit dem Tag der 
öffentlichen Bekanntmachung dieses Verwaltungsaktes. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Bestimmungen der §§ 34 und 85 Ziffern 5 und 6 FlurbG 
auch nach Erlass der vorläufigen Besitzeinweisung bis zur Unanfechtbarkeit des 
Flurbereinigungsplanes wirksam bleiben. 

Gründe 

Die Voraussetzungen für den Erlass der vorläufigen Besitzeinweisung mit 
Überleitungsbestimmungen liegen vor, da die Grenzen der neuen Grundstücke in die 
Örtlichkeit übertragen worden sind, endgültige Nachweise für Fläche und Wert der neuen 
Grundstücke vorliegen sowie das Verhältnis der Abfindung zu dem von jedem Beteiligten 
Eingebrachten feststeht. 

Die tatsächliche Überleitung in den neuen Zustand wird durch Überleitungsbestimmungen 
geregelt (§ 65 Abs. 2 FlurbG in Verbindung mit § 62 Abs. 2 und 3 FlurbG). 
Die nachteiligen Einwirkungen durch den Bau des neuen Hochwasserschutzdeiches sollen 
baldmöglich beseitigt werden. Es ist den Beteiligten daher nicht zumutbar, den Besitzwechsel 
erst mit der Ausführung des Flurbereinigungsplanes vorzunehmen. 

Die an dem Verfahren Beteiligten haben sich darauf eingestellt, dass sie den Besitz an ihren 
neu zugeteilten Grundstücken zum 01.01.2016 antreten können. Nach Abwägung aller hier 
erheblichen Umstände entspricht es daher pflichtgemäßem Ermessen, die vorläufige 
Besitzeinweisung zu erlassen. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe (öffentliche 
Bekanntmachung) Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der 
Bezirksregierung Düsseldorf, Dienstgebäude Mönchengladbach, Croonsallee 36-40, 41061 
Mönchengladbach, schriftlich oder zur Niederschrift zu erheben. 

Der Widerspruch kann auch durch E-Mail mit qualifizierter elektronischer Signatur nach dem 
Signaturgesetz erhoben werden. Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur nach § 2 Nummer 3 des Signaturgesetzes vom 16.05.2001 (BGBl. I 
S. 876) in der jeweils geltenden Fassung versehen sein und an die elektronische Poststelle 
der Behörde übermittelt werden. 

Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere technische Rahmenbedingungen zu 
beachten. Die besonderen technischen Voraussetzungen finden Sie unter www.egvp.de. Hinweise zur 
Widerspruchserhebung in elektronischer Form und zum elektronischen Rechtsverkehr finden Sie auch 
auf der Homepage der Bezirksregierung Düsseldorf (www.brd.nrw.de) unter „Kontakt“. 

Anordnung der sofortigen Vollziehung 

Gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) wird die sofortige 
Vollziehung dieses Verwaltungsaktes angeordnet mit der Folge, dass Rechtsbehelfe gegen 
ihn keine aufschiebende Wirkung haben. 

Gründe für die Anordnung der sofortigen Vollziehung 

Der Erlass der vorläufigen Besitzeinweisung liegt im öffentlichen Interesse und im 
überwiegenden Interesse der Beteiligten. Insbesondere liegt es im öffentlichen Interesse, dass 
eine zügige Abwicklung des Flurbereinigungsverfahrens erreicht und die ordnungsgemäße 
Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Flächen sichergestellt wird. Der tatsächliche 
Besitzübergang lässt sich durch die ineinandergreifenden Besitzregelungen des 
Flurbereinigungsplanes nur für alle Beteiligten des Verfahrens gleichzeitig vollziehen. Diese 
allgemeinen 
aufschiebend

Vollzugsinteressen überwiegen das Interesse 
en Wirkung der von ihnen erhobenen Rechtsbehelfe. 

von Beteiligten an der 

Rechtsbehelfshinweis zur sofortigen Vollziehung 

Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann die Wiederherstellung der 
aufschiebenden Wirkung gemäß § 80 Abs. 5 VwGO beantragt werden bei dem Ober
verwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen –IX. Senat (Flurbereinigungsgericht)-, 
Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster. 

Nachrichtlicher Hinweis zu Dauergrünland: 
Bewirtschafter von Dauergrünland im Sinne der Dauergrünlanderhaltungsverordnung NRW werden auf 
das Umbruchverbot hingewiesen. Ein ungenehmigter Umbruch von Dauergrünland in den durch die 
vorläufige Besitzeinweisung zugeteilten Flächen kann zu Sanktionen aufgrund Verstößen gegen Cross-
Compliance-Auflagen führen. Sollte im Einzelfall ein Umbruch von Dauergrünland erforderlich sein, ist 
im Vorfeld des Umbruchs eine Klärung mit der EG-Zahlstelle und der Flurbereinigungsbehörde 
herbeizuführen. 

Mönchengladbach, 9.11.2015 

Im Auftrag 
LS gez. 
  (Ralph Merten) 
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3. 	 71. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Emmerich am Rhein betreffend 
Umwandlung von zwei gewerblichen Bauflächen und einer Grünfläche in Flächen 
für die Landwirtschaft (Virtueller Gewerbeflächenpool im Kreis Kleve) 

hier: Bekanntmachung der Genehmigung gemäß § 6 Baugesetzbuch 

Die Bezirksregierung Düsseldorf hat mit Erlass vom 04.11.2015, AZ 35.02.01.01-25EMM-071
572, die vom Rat der Stadt Emmerich am Rhein am 12.05.2015 beschlossene 71. Änderung 
des Flächennutzungsplanes betreffend Umwandlung von zwei gewerblichen Bauflächen und 
einer Grünfläche in Flächen für die Landwirtschaft (Virtueller Gewerbeflächenpool im Kreis 
Kleve) gemäß § 6 Baugesetzbuch (BauGB) genehmigt.  

Die Bereiche der 71. Flächennutzungsplanänderung sind in den folgenden Planskizzen 
gekennzeichnet. 
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Mit dieser Bekanntmachung wird die 71. Änderung des Flächennutzungsplanes wirksam.  

Der geänderte Flächennutzungsplan liegt mit seiner Begründung und der 
zusammenfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 4 BauGB im Rathaus der Stadt 
Emmerich am Rhein, Fachbereich 5 -Stadtentwicklung-, Zimmer 214, während der 
Sprechzeiten (montags bis mittwochs und freitags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 
donnerstags von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr) zu jedermanns Einsicht aus. Über den Inhalt des 
Planes wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 

Hinweise: 

1) 	 Gemäß § 215 BauGB werden  

1. eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 BauGB bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften,


2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplanes 
und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der 
Flächennutzungsplanänderung schriftlich gegenüber der Stadt Emmerich am Rhein, 
Fachbereich 5 -Stadtentwicklung-, geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die 
Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 

2) 	 Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser 
Flächennutzungsplanänderung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Flächennutzungsplanänderung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Emmerich am Rhein 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

Emmerich am Rhein, 11.11.2015 
Der Bürgermeister 

Peter Hinze 

4. Bebauungsplanverfahren Nr. E 11/2 -Tackenweide / Nordwest-; 
hier: Öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes gemäß 

     § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 

Offenlagebeschluss 
Der für die Bauleitplanung zuständige Ausschuss für Stadtentwicklung des Rates der Stadt 
Emmerich am Rhein hat in seiner Sitzung am 20.10.2015 im 
Bebauungsplanaufstellungsverfahren E 11/2 -Tackenweide / Nordwest- unter Bezug auf § 3 
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Abs. 2 BauGB in der z. Zt. gültigen Fassung auf der Grundlage der Beschlussvorlage 05-16 
0473/2015 folgenden Beschluss gefasst: 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung beauftragt die Verwaltung die öffentliche 
Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB auf der Grundlage des vorgestellten Entwurfes 
durchzuführen. 

Mit der Aufstellung eines Bebauungsplanes sollen zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen 
Unterbringung von Flüchtlingen, Asylbewerbern und Obdachlosen eine planungsrechtliche 
Anpassung an die bestehende Nutzung der vorhandenen Sozialunterkünfte an der 
Tackenweide betrieben werden und die Voraussetzung für eine Erweiterung dieser 
Einrichtungen geschaffen werden. Darüber hinaus soll für den benachbarten Gewerbebereich 
mit einer Herabstufung der Festsetzung von Industriegebieten nach § 9 
Baunutzungsverordnung in Gewerbegebiete nach § 8 Baunutzungsverordnung den 
tatsächlichen Gegebenheiten infolge der Ansiedlung ausschließlich nicht erheblich 
belästigender Gewerbebetriebe Rechnung getragen werden. 

Der Bebauungsplanbereich ist in der nachstehenden Planskizze kenntlich gemacht.  

Öffentliche Auslegung 
Der Bebauungsplan Nr. E 11/2 -Tackenweide / Nordwest- wird als „Bebauungsplan der 
Innenentwicklung“ im beschleunigten Verfahren nach § 13 a Abs. 2 BauGB ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 BauGB und ohne Erstellung 
eines Umweltberichtes nach § 2a BauGB aufgestellt. 

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. E 11/2 -Tackenweide / Nordwest- liegt mit seiner 
Begründung in der Zeit vom 

25. November 2015 bis einschließlich 28. Dezember 2015 
bei der Stadtverwaltung im Rathaus der Stadt Emmerich am Rhein, Geistmarkt 1, 46446 
Emmerich am Rhein im 2. Obergeschoss in einem Schaukasten im Flurbereich des 
Fachbereiches 5 -Stadtentwicklung- während folgender Dienststunden zu jedermanns Einsicht 
öffentlich aus: 

Montag bis Freitag 8.30 bis 12.15 Uhr 
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Montag bis Mittwoch 14.00 bis 15.30 Uhr 
Donnerstag 14.00 bis 18.00 Uhr 

Die Stadtverwaltung ist am 24.12.2015 geschlossen. 

Die Auslegungsunterlagen können während der Auslegungsfrist auch auf der Homepage der 
Stadt Emmerich am Rhein Emmerich (www.emmerich.de>>Bürger-
Seite>>Stadtentwicklung>>Stadtplanung>>Bauleitplanung und aktuelle Offenlagen) 
eingesehen werden. 

Es sind folgende umweltbezogene Informationen in den Auslegungsunterlagen enthalten: 

Schutzgut / Art der Umweltinformation Quelle 
Tiere und Pflanzen 
Vögel, Fledermäuse, 
Amphibien und Reptilien 

Information zu den Auswirkungen 
der durch die Planung vorbereiteten 
Maßnahmen auf die Lebensräume 
planungsrelevanter Vogelarten, 
Fledermäuse, Amphibien und 
Reptilien 

Artenschutzrechtlicher 
Fachbeitrag (ASP I), Büro 
StadtUmBau 
Ingenieurgesellschaft mbH, 
Kevelaer, vom 21.09.2015 

Mensch und seine Gesundheit 
Verkehrsbelastung 24-stündige Verkehrserhebung im 

Bereich der Tackenweide 
Ergebnisse der 
Verkehrszählung der Stadt 
Emmerich am Rhein im 
Zeitraum 24.02.2015, 0.00 
Uhr bis zum 25.02.2015, 
23.55 Uhr 

Lärm Prognose der Einwirkungen von 
Gewerbelärm und Verkehrslärm auf 
den Bereich der Sozialunterkünfte 
Tackenweide 17 und 19 

Schallgutachten Nr. 
00003150 zum 
Bebauungsplanverfahren E 
11/2 -Tackenweide / 
Nordwest- in Emmerich am 
Rhein, M. Langguth, Ahaus, 
vom 28.09.2015 

Hochwassergefährdung Hinweis auf die Lage des 
Plangebietes innerhalb des 
potentiellen
Überschwemmungsbereiches des 
Rheins (Betrachtung des 
Hochwasserfalls ohne die 
bestehenden 
Hochwasserschutzeinrichtungen) 

Begründung, Stadt 
Emmerich am Rhein, 
11.11.15 

Hinweise 
a) Abgabe von Stellungnahmen 
Während der Auslegung können Stellungnahmen zum Bebauungsplanentwurf in schriftlicher 
Form oder bei der Auslegungsstelle mündlich zur Niederschrift abgegeben werden. Nicht 
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den 
Bebauungsplan Nr. E 11/2 -Tackenweide / Nordwest- unberücksichtigt bleiben. 

b) Normenkontrollverfahren 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag gemäß § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung 
gegen den Bebauungsplan unzulässig ist, wenn mit ihm nur Einwendungen geltend gemacht 
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werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung des Bebauungsplanentwurfes nicht 
oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 
c) Datenschutz 
Mit Verweis auf das Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten (Datenschutzgesetz 
NRW) wird darauf aufmerksam gemacht, dass die Namen der Personen, die Stellungnahmen 
zur Planung abgeben, in den Vorlagen für die öffentlichen Sitzungen des Rates und der 
Ausschüsse aufgeführt werden, soweit dies von den betroffenen Personen nicht ausdrücklich 
verweigert wurde. 

Bekanntmachungsanordnung 
Der vorstehende Offenlagebeschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung vom 20.10.2015 
wird hiermit gemäß § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB öffentlich bekannt gemacht. 

Emmerich am Rhein, 12.11.2015 
Der Bürgermeister 

Peter Hinze 

5. Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides gemäß §10 des 
Landeszustellungsgesetzes (LZG NRW) an Herrn Farhad Assareh 

Der Bußgeldbescheid vom 05.01.2015 Aktenzeichen:  091276690   

An 
Herrn 

Herrn 
Farhad Assareh 
geb. am 07.02.1969 

letzter bekannter Aufenthaltsort: 
Hoofdstraat 5 
7061 CG Terborg 
Niederlande 

wird hiermit gemäß §10 des Landeszustellungsgesetzes (LZG NRW) vom 07.03.2006 
(GV.NRW.S.94) – in der zurzeit geltenden Fassung – öffentlich zugestellt. 

Wegen des unbekannten Aufenthaltes  der vorgenannten Person, war die Zustellung der 
Verfügung durch die Post gemäß §§ 3 und 4 LZG NRW nicht möglich. Aus diesem Grund ist 
die öffentliche Zustellung gemäß §10 LZG NRW durchzuführen. 

Der Bußgeldbescheid gilt gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der 
Bekanntmachung bzw. seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen 
vergangen sind. Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung Fristen in Gang setzen kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können oder durch Terminversäumnisse Rechtsnachteile zu befürchten sind. 
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Der Bußgeldbescheid kann bei der Stadt Emmerich am Rhein, Geistmarkt 1, 46446 Emmerich 
am Rhein, Zimmer 226, vom Betroffenen, gegen Vorlage des Personalausweises (Reisepass), 
abgeholt oder eingesehen werden. 

Auskunft zur Sache erteilt Herr Tenbrink oder Frau Jüdick. 

Emmerich am Rhein, den 29.10.2015 

Im Auftrag 
gez. Runge 

6. Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides gemäß §10 des 
Landeszustellungsgesetzes (LZG NRW) an Herrn Mehmet Kaplan     

Der Bußgeldbescheid vom 11.02.2015 Aktenzeichen:  091283549  

An 
Herrn 
Mehmet Kaplan 
geb. am 10.02.1961 

letzter bekannter Aufenthaltsort: 
Bilderdijkstraat 32 
7121 VL Aalten 
Niederlande 

wird hiermit gemäß §10 des Landeszustellungsgesetzes (LZG NRW) vom 07.03.2006 
(GV.NRW.S.94) – in der zurzeit geltenden Fassung – öffentlich zugestellt. 

Wegen des unbekannten Aufenthaltes  der vorgenannten Person, war die Zustellung der 
Verfügung durch die Post gemäß §§ 3 und 4 LZG NRW nicht möglich. Aus diesem Grund ist 
die öffentliche Zustellung gemäß §10 LZG NRW durchzuführen. 

Der Bußgeldbescheid gilt gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der 
Bekanntmachung bzw. seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen 
vergangen sind. Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung Fristen in Gang setzen kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können oder durch Terminversäumnisse Rechtsnachteile zu befürchten sind. 

Der Bußgeldbescheid kann bei der Stadt Emmerich am Rhein, Geistmarkt 1, 46446 Emmerich 
am Rhein, Zimmer 226, vom Betroffenen, gegen Vorlage des Personalausweises (Reisepass), 
abgeholt oder eingesehen werden. 

Auskunft zur Sache erteilt Herr Tenbrink oder Frau Jüdick. 

Emmerich am Rhein, den 29.10.2015 

Im Auftrag 
gez. Runge 
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7. Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides gemäß §10 des 
Landeszustellungsgesetzes (LZG NRW) an Herrn Michael Visser  

Der Bußgeldbescheid vom 16.03.2015 Aktenzeichen:  091301059 

An 
Herrn 
Michael Visser 
geb. am 07.01.1985 

letzter bekannter Aufenthaltsort: 
Hogesteeg 16 
3911 VT Rhenen 
Niederlande 

wird hiermit gemäß §10 des Landeszustellungsgesetzes (LZG NRW) vom 07.03.2006 
(GV.NRW.S.94) – in der zurzeit geltenden Fassung – öffentlich zugestellt. 

Wegen des unbekannten Aufenthaltes  der vorgenannten Person, war die Zustellung der 
Verfügung durch die Post gemäß §§ 3 und 4 LZG NRW nicht möglich. Aus diesem Grund ist 
die öffentliche Zustellung gemäß §10 LZG NRW durchzuführen. 

Der Bußgeldbescheid gilt gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der 
Bekanntmachung bzw. seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen 
vergangen sind. Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung Fristen in Gang setzen kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können oder durch Terminversäumnisse Rechtsnachteile zu befürchten sind. 

Der Bußgeldbescheid kann bei der Stadt Emmerich am Rhein, Geistmarkt 1, 46446 Emmerich 
am Rhein, Zimmer 226, vom Betroffenen, gegen Vorlage des Personalausweises (Reisepass), 
abgeholt oder eingesehen werden. 

Auskunft zur Sache erteilt Herr Tenbrink oder Frau Jüdick. 

Emmerich am Rhein, den 29.10.2015 

Im Auftrag 
gez. Runge 
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